
Universität Bereinigte Sammlung der Satzungen Ziffer  8.83.6.ws22 
Duisburg-Essen  und Ordnungen Seite  1 
 
 

Stand: März 2023  

 

PRÜFUNGSORDNUNG 
für den Masterstudiengang  

Development and Governance 
an der Universität Duisburg-Essen 

Vom 07. März 2023 
(Verkündungsanzeiger Jg. 21, 2023 S. 109 / Nr. 20) 

 
 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 64 Abs. 1 des Gesetzes 
über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Hochschulgesetz – HG) vom 16.09.2014 (GV. NRW. 
S. 547), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.06.2022 
(GV. NRW. S. 780b), hat die Universität Duisburg-Essen 
folgende Prüfungsordnung erlassen: 
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I. Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 1 

Geltungsbereich, Modulhandbuch 

(1) Diese Prüfungsordnung gilt für den Masterstudiengang 
Development and Governance an der Universität Duisburg-
Essen. 

(2) Diese Prüfungsordnung wird durch ein Modulhand- 
buch ergänzt. Das Modulhandbuch enthält die in dieser 
Prüfungsordnung als erforderlich ausgewiesenen Angaben 
enthalten. Darüber hinaus enthält das Modulhandbuch de-
taillierte Beschreibungen der Lehrinhalte, der zu erwerben-
den Kompetenzen, der vorgeschriebenen Prüfungen und 
der Vermittlungsformen. Das Modulhandbuch ist bei Bedarf 
und unter Berücksichtigung der Vorgaben der Prüfungsord-
nungen an diese anzupassen. Es wird von der Fakultät für 
Gesellschaftswissenschaften in elektronischer Form veröf-
fentlicht. 
 
 

§ 2 
Zugangsvoraussetzungen, Einschreibungshindernis 

(1) Voraussetzung für den Zugang zum Masterstudiengang 
Development and Governance ist der Nachweis eines ers-
ten berufsqualifizierenden Studienabschlusses mit einem 
Umfang von 240 ECTS-Credits oder eines gemäß § 63a 
Abs. 1 HG gleichwertigen Abschlusses einer anderen in- 
oder ausländischen Hochschule in den Bereichen Politik-
wissenschaft, Sozialwissenschaft, Rechtswissenschaft, 
Wirtschaftswissenschaft oder Geographie. 

Die Gesamtnote des Abschlusses nach Satz 1 muss min-
destens 2,3 betragen. 

Die Feststellung der Gleichwertigkeit trifft der Prüfungsaus-
schuss. 

(2) Der Zugang kann auch Bewerberinnen und Bewerbern 
mit einem ersten berufsqualifizierenden Studienabschluss 
mit einem Umfang von 180 ECTS-Credits eröffnet werden, 
wenn sie die fehlenden 60 Credits durch zusätzliche über-
durchschnittliche Leistungen auf dem Gebiet dieses Studi-
engangs im Rahmen von mindestens einjähriger Berufser-
fahrung in studienrelevanten Aufgabenfeldern, weiteren 
Studienleistungen, wissenschaftlichen Tätigkeiten oder 
Veröffentlichungen nachweisen. 

(3) Abweichend von Abs. 1 kann der Zugang zu diesem 
Masterstudiengang gemäß § 49 Abs. 6 S. 4 HG eröffnet 
werden, wenn maximal 30 der zu erwerbenden Credits 
noch nicht nachgewiesen wurden. In diesem Fall stellt der 
Prüfungsausschuss die Eignung insbesondere anhand ei-
ner nach den bisherigen Prüfungsleistungen ermittelten 
Durchschnittsnote fest. Die weitergehenden Zugangsvo-
raussetzungen gemäß Abs. 4 müssen in diesem Fall im 
Rahmen der bisherigen Leistungen erfüllt sein. Die Ein-
schreibung erlischt mit Wirkung für die Zukunft, wenn der 
Nachweis über die Erfüllung der Zugangsvoraussetzungen 
nicht bis zum Ende des Semesters, für das die Einschrei-
bung erfolgt, eingereicht wird. 

(4) Die Lehr- und Prüfungssprache im Masterstudiengang 
Development and Governance ist Englisch. 

Studienbewerberinnen und Studienbewerber, deren Mut-
tersprache nicht Englisch ist oder die ihren ersten berufs-
qualifizierenden Studienabschluss nicht an einer englisch-
sprachigen Hochschule erworben haben, müssen bei der 
Einschreibung Englischkenntnisse auf dem Niveau B2 des 
Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Spra-
chen (GER) nachweisen. Der Nachweis wird durch fol-
gende Ergebnisse in international anerkannten Testverfah-
ren erbracht: 

o TOEFL: 
 Paper based test: 550 oder höher 
 Computer based test: 213 oder höher 
 Internet based test: 80 oder höher 

o IELTS: 6.0 oder höher 
o Cambridge Certificate of Proficiency in English 

(Grades A, B, C). 
Über die Anerkennung anderer international akzeptierter 
Sprachdiplome entscheidet der Prüfungsausschuss. 

Vom Nachweis deutscher Sprachkenntnisse kann bei der 
Einschreibung gemäß § 1 Abs. 5 Buchst. g) der Ordnung 
für die Deutsche Sprachprüfung für den Hochschulzugang 
von Studienbewerberinnen und Studienbewerbern, die ihre 
Hochschulzugangsberechtigung im Ausland erworben ha-
ben (DSH) an der Universität Duisburg-Essen vom 
13.12.2012 (Verkündungsblatt Jg. 10, 2012 S. 861 / 
Nr. 127), in der jeweils gültigen Fassung, abgesehen wer-
den. 

(5) Das Studium im Masterstudiengang Development and 
Governance kann im ersten Fachsemester nur zum Winter-
semester aufgenommen werden; in einem höheren Fach-
semester kann das Studium sowohl zum Winter- als auch 
zum Sommersemester aufgenommen werden. 

(6) Hat eine Bewerberin oder ein Bewerber eine nach die-
ser Prüfungsordnung erforderliche Prüfung in einem Studi-
engang, der eine erhebliche inhaltliche Nähe aufweist, an 
einer Hochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
endgültig nicht bestanden, ist eine Zulassung für diesen 
Studiengang nach § 50 HG ausgeschlossen. Über die er-
hebliche inhaltliche Nähe des Studienganges entscheidet 
der Prüfungsausschuss. 
 
 

§ 3 
Ziel des Studiums, Zweck der Prüfung 

(1) Der Masterstudiengang Development and Governance 
führt aufbauend auf einem ersten berufsqualifizierenden 
Abschluss zu einem weiteren berufsqualifizierenden aka-
demischen Abschluss. Masterstudiengänge dienen der for-
schungs- oder anwendungsorientierten fachlichen und wis-
senschaftlichen Spezialisierung. Der Masterabschluss be-
fähigt zur Aufnahme eines Promotionsverfahrens. 

(2) Im Masterstudiengang Development and Governance 
erwerben die Studierenden unter Berücksichtigung der Ver-
änderungen und Anforderungen in der Berufswelt die erfor-
derlichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Metho-
den in einer allgemeinen und wissenschaftlichen Berufswelt 
bezogenen Ausbildung. Sie werden zu wissenschaftlichem 
Arbeiten, zur kritischen Einordnung wissenschaftlicher Er-
kenntnisse und zu verantwortlichem Handeln befähigt. Das 
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Studium vermittelt insbesondere Kenntnisse und Fähigkei-
ten, die dazu dienen in Führungspositionen in Politik und 
Verwaltung sowie in der Entwicklungszusammenarbeit tätig 
zu werden. 

(3) Durch die Masterprüfung wird festgestellt, ob die Stu-
dierenden sich vertiefte fachliche Kenntnisse, Fähigkeiten 
und Methoden angeeignet haben, die Zusammenhänge ih-
res Studienfachs überblicken und die Fähigkeit besitzen, 
selbstständig wissenschaftlich zu arbeiten und dabei wissen-
schaftliche Methoden und Erkenntnisse des Studienfachs zur 
Problemlösung anzuwenden. 
 
 

§ 4 
Mastergrad 

Nach erfolgreichem Abschluss der Masterprüfung verleiht die 
Fakultät für Gesellschaftswissenschaften den akademischen 
Grad eines Master of Arts (M.A.). 
 
 

§ 5 
Regelstudienzeit, Modularisierung, 

ECTS-Leistungspunktesystem 

(1) Die generelle Regelstudienzeit im Masterstudiengang De-
velopment and Governance beträgt zwei Semester. 

(2) Das Studium ist in allen Abschnitten modular aufgebaut. 
Ein Modul bezeichnet eine thematisch und zeitlich abgerun-
dete, in sich geschlossene und mit Leistungspunkten belegte 
Studieneinheit. Module vermitteln eine eigenständige, präzise 
umschriebene Teilkompetenz in Bezug auf die Gesamtziele 
des Studiengangs. 

(3) Der für eine erfolgreiche Teilnahme an einem Modul in der 
Regel erforderliche Zeitaufwand einer oder eines Studieren-
den (Workload) wird mit einer bestimmten Anzahl von Credits 
ausgedrückt. In den Credits sind Zeiten für die Präsenz, die 
Vor- und Nachbereitung von Lehrveranstaltungen, den Prü-
fungsaufwand und die Prüfungsvorbereitungen einschließlich 
Abschluss- und Studienarbeiten sowie gegebenenfalls Prak-
tika enthalten. Die Credits drücken keine qualitative Bewertung 
der Module (d.h. keine Benotung) aus. 

(6) An der Universität Duisburg-Essen wird das European 
Credit Transfer System (ECTS) angewendet. Der Masterstu-
diengang Development and Goverance hat in der generellen 
Regelstudienzeit nach Abs. 1 einen Umfang von 60 ECTS-
Credits. 

(7) Je Semester sind in der Regel 30 Leistungspunkte zu 
Grunde zu legen. Der Studienplan kann eine Über- und Unter-
schreitung von drei Credits vorsehen, sofern die Abweichung 
dort im folgenden Semester ausgeglichen wird. 

(8) Für einen ECTS-Credit wird eine Arbeitsbelastung (Work-
load) der Studierenden im Präsenz- und Selbststudium von 
30 Stunden angenommen, so dass die Arbeitsbelastung im 
Vollzeitstudium pro Semester in der Vorlesungs- und in der 
vorlesungsfreien Zeit insgesamt 900 Stunden beträgt. Dies 
entspricht 39 Stunden pro Woche bei 46 Wochen pro Jahr. 

(9) Das Masterstudium wird nach Inhalt, Niveau und Anforde-
rungen so gestaltet, dass es innerhalb der generellen Regel-
studienzeit vollständig abgeschlossen werden kann. 
 
 

§ 5a  
Fachstudienberatung 

Die Fakultät für Gesellschaftswissenschaften berät die oder 
den Studierenden in allen Fragen des Fachstudiums. Bei der 
Fachstudienberatung ist die persönliche Situation der oder des 
Studierenden angemessen zu berücksichtigen. Studierende 
mit chronischen Erkrankungen und Behinderungen sowie Be-
ratende können die entsprechenden Beauftragten einbezie-
hen. Bei entsprechendem Bedarf können weitere UDE-spezi-
fische Beratungsstellen (z. B. ABZ) hinzugezogen werden. 
 
 

§ 6 
Lehr-/Lernformen 

(1) Im Masterstudiengang Development and Goverance sind 
folgende Lehrveranstaltungsarten bzw. Lehr-/Lernformen 
möglich: 

a) Vorlesung 
b) Seminar 
c) Problemorientiertes Lernen 
d) Tutorien 
e) Selbststudium 
f) E-Learning/Blended Learning 

Vorlesungen bieten in der Art eines Vortrages eine zusam-
menhängende Darstellung von Grund- und Spezialwissen so-
wie von methodischen Kenntnissen. 

Seminare bieten die Möglichkeit einer aktiven Beschäftigung 
mit einem wissenschaftlichen Problem. Die Beteiligung be-
steht in der Präsentation eines eigenen Beitrages zu einzelnen 
Sachfragen, in kontroverser Diskussion oder in aneignender 
Interpretation. 

Problemorientiertes Lernen sind Praktische Übungen. Sie ha-
ben anwendungsorientierten Charakter und dienen dem Einü-
ben bzw. dem Transfer ausgewählter Wissens- und Könnens-
bereiche des Studienfachs in kleinen Gruppen. 

Tutorien dienen der Unterstützung Studierender und studenti-
scher Arbeitsgruppen im Studium insbesondere bei der Anlei-
tung zum wissenschaftlichen Arbeiten sowie der Vertiefung 
und Ergänzung der Inhalte von Lehrveranstaltungen. 
E-Learning/Blended Learning dient der didaktischen Verbin-
dung traditioneller Präsenzveranstaltungen mit Onlinephasen. 
Bei dieser Lernform werden verschiedene Lernmethoden und 
Medien miteinander kombiniert. 

(2) Die Pflicht zur aktiven Teilnahme in der Lehrveranstaltung 
kann als Prüfungsleistung gem. § 13 Abs. 6 vorsehen werden. 
Die Bedingungen an die aktive Teilnahme werden zu Beginn 
jeder Veranstaltung bekannt gegeben. Im Modulhandbuch 
sind die Form der Erbringung einer aktiven Teilnahme sowie 
ggf. Benotung und Gewichtung der Bewertung aufzunehmen. 

(3) Die Lehrveranstaltungen werden in englischer Sprache 
durchgeführt. 
 
 

§ 7 
Zulassungsbeschränkungen für einzelne  

Lehrveranstaltungen 

(1) Die Teilnahme an einzelnen Lehrveranstaltungen kann be-
schränkt werden, wenn wegen deren Art und Zweck oder aus 
sonstigen Gründen von Lehre und Forschung eine Begren-
zung der Teilnehmerzahl erforderlich ist. Über die Teilnahme-
beschränkung entscheidet auf Antrag der oder des Lehrenden 



Universität Bereinigte Sammlung der Satzungen Ziffer  8.83.6.ws22 
Duisburg-Essen  und Ordnungen Seite  4 
 
 

Stand: März 2023  

die Dekanin oder der Dekan im Benehmen mit dem Prüfungs-
ausschuss. 

Liegen die Voraussetzungen des Abs. 1 vor und übersteigt die 
Zahl der Bewerberinnen und Bewerber die Aufnahmefähigkeit, 
regelt auf Antrag der oder des Lehrenden der Prüfungsaus-
schuss den Zugang. Dabei sind die Bewerberinnen und Be-
werber, die sich innerhalb einer zu setzenden Frist rechtzeitig 
angemeldet haben, in folgender Reihenfolge zu berücksichti-
gen: 
 
a) Studierende, die an der Universität Duisburg-Essen für den 

Masterstudiengang Development and Governance einge-
schrieben und nach dem Studienplan und ihrem Studien-
verlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem 
Zeitpunkt angewiesen sind. 

b) Studierende, die an der Universität Duisburg-Essen für den 
Masterstudiengang Development and Governance einge-
schrieben, aber nach dem Studienplan und ihrem Studien-
verlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem 
Zeitpunkt nicht angewiesen sind. 

Innerhalb der Gruppen nach Buchstabe a oder b erfolgt die 
Auswahl nach dem Prioritätsprinzip der Fakultät. 

(2) Die Fakultät für Gesellschaftswissenschaften kann für Stu-
dierende anderer Studiengänge das Recht zum Besuch von 
Lehrveranstaltungen generell beschränken, wenn ohne diese 
Beschränkung eine ordnungsgemäße Ausbildung der für ei-
nen Studiengang eingeschriebenen Studierenden nicht ge-
währleistet werden kann. Die Regelung gilt auch für Zweithö-
rerinnen und Zweithörer im Sinne des § 52 Abs. 1 Satz 2 HG. 

(3) Für Studierende in besonderen Situationen gemäß § 21 
dieser Ordnung sowie für Studierende, die zugleich eine Stu-
dienassistenz wahrnehmen, können auf Antrag Ausnahmen 
zugelassen werden. 
 
 

§ 8 
Studienumfang 

(1) Das Masterstudium gliedert sich in fachspezifische Module 
sowie die Masterarbeit. 

(2) Die Credits verteilen sich wie folgt: 

a) Auf die Masterarbeit entfallen 16 Credits. 
b) Auf die fachspezifischen Module entfallen 44 Credits. 

(3) Für jede Studierende und jeden Studierenden wird im Be-
reich Prüfungswesen ein Credit-Konto zur Dokumentation der 
erbrachten Leistungen eingerichtet und geführt. 
 
 

§ 9 
Prüfungsausschuss 

(1) Für die Organisation der Prüfungen und für die sich aus 
dieser Prüfungsordnung ergebenden prüfungsbezogenen 
Aufgaben bildet die Fakultät für Gesellschaftswissenschaften 
einen Prüfungsausschuss. 

(2) Der Fakultätsrat der Fakultät für Gesellschaftswissen-
schaften wählt auf Vorschlag der Statusgruppen die Mitglieder 
in den Prüfungsausschuss für den Studiengang, der sich wie 
folgt zusammensetzt: 

 drei Mitglieder aus der Gruppe der Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer, 

 ein Mitglied aus der Gruppe der akademischen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter, 

 ein Mitglied aus der Gruppe der Studierenden. 

Die Vorsitzende oder der Vorsitzende wird aus der Gruppe der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer von den stimmbe-
rechtigten Mitgliedern des Prüfungsausschusses gewählt. Die 
weiteren Mitglieder aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer sind stellvertretende Vorsitzende. 

Die Amtszeit der Mitglieder aus der Gruppe der Hochschulleh-
rerinnen und Hochschullehrer und aus der Gruppe der akade-
mischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beträgt zwei Jahre, 
die Amtszeit der studentischen Mitglieder ein Jahr. Wieder-
wahl ist zulässig. 

(3) Der Prüfungsausschuss ist Behörde im Sinne des Verwal-
tungsverfahrens- und des Verwaltungsprozessrechts. 

(4) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestim-
mungen der Prüfungsordnung eingehalten werden und sorgt 
für die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfungen. Er ist 
insbesondere zuständig für die Entscheidung über Widersprü-
che gegen in Prüfungsverfahren getroffene Entscheidungen. 

(5) Der Prüfungsausschuss gibt Anregungen zur Reform der 
Prüfungsordnung und der Studienpläne. 

(6) Der Prüfungsausschuss kann die Erledigung seiner Aufga-
ben für alle Regelfälle (insb. Festlegung von Prüfungstermi-
nen, Bestellung der Prüfenden und Beisitzenden, Anerken-
nungsverfahren, Nachteilsausgleich und Prüfungsbedingun-
gen für Studierende in besonderen Situationen, Einsicht in 
Prüfungsakten) auf die Vorsitzende oder den Vorsitzenden 
oder die stellvertretenden Vorsitzenden übertragen; dies gilt 
nicht für Entscheidungen über Widersprüche. 

Die oder der Vorsitzende kann in unaufschiebbaren Angele-
genheiten allein entscheiden (Eilentscheid). Die oder der Vor-
sitzende unterrichtet den Prüfungsausschuss spätestens in 
dessen nächster Sitzung über die Entscheidung. 

(7) Die oder der Vorsitzende beruft den Prüfungsausschuss 
ein. Der Prüfungsausschuss muss einberufen werden, wenn 
es von mindestens einem Mitglied des Prüfungsausschusses 
oder einem Mitglied des Dekanats der Fakultät für Gesell-
schaftswissenschaften verlangt wird. Die Sitzungen des Prü-
fungsausschusses können in elektronischer Kommunikation, 
insbesondere per Videokonferenz stattfinden. Beschlüsse 
können in elektronischer Form gefasst werden. Die Entschei-
dung trifft die oder der Vorsitzende. Beschlüsse des Prüfungs-
ausschusses können auch als Abstimmungsverfahren außer-
halb einer Sitzung im Umlaufverfahren durch schriftliche 
Stimmabgabe oder Stimmabgabe per E-Mail oder in besonde-
ren Fällen in Telefon- oder Videokonferenzen oder unter Nut-
zung anderer elektronischer Kommunikationsverfahren ge-
fasst werden, wenn kein Mitglied des Gremiums der Be-
schlussfassung widerspricht. Die Teilnahme an der Be-
schlussfassung steht der Zustimmung zur Form der Be-
schlussfassung gleich. Die in einem solchen Verfahren ge-
fassten Beschlüsse sind unverzüglich zu protokollieren. 

(8) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben 
der oder dem Vorsitzenden oder einer stellvertretenden Vor-
sitzenden oder einem stellvertretenden Vorsitzenden mindes-
tens ein weiteres Mitglied aus der Gruppe der Hochschulleh-
rerinnen und Hochschullehrer sowie mindestens ein weiteres 
stimmberechtigtes Mitglied anwesend sind. Er beschließt mit 
einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden. Die Stellver-



Universität Bereinigte Sammlung der Satzungen Ziffer  8.83.6.ws22 
Duisburg-Essen  und Ordnungen Seite  5 
 
 

Stand: März 2023  

treterinnen bzw. Stellvertreter der Mitglieder können mit bera-
tender Stimme an den Sitzungen teilnehmen. Die studenti-
schen Mitglieder des Prüfungsausschusses sind bei der Be-
wertung und der Anerkennung von Prüfungsleistungen von 
der Beratung und der Beschlussfassung ausgeschlossen. 

(9) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das 
Recht, der Abnahme von Prüfungen beizuwohnen. 

(10) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öf-
fentlich. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und ihre 
Vertreterinnen und Vertreter unterliegen der Amtsverschwie-
genheit. Sofern sie nicht Angehörige des öffentlichen Dienstes 
sind, werden sie von der oder dem Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses nach dem Gesetz über die förmliche Ver-
pflichtung nicht beamteter Personen (Verpflichtungsgesetz) 
zur Verschwiegenheit verpflichtet. 

(11) Die oder der Vorsitzende wird bei der Erledigung ihrer 
oder seiner Aufgaben von dem Bereich Prüfungswesen unter-
stützt. 
 
 

§ 10 
Anerkennung von Leistungen, 

Einstufung in höhere Fachsemester 

(1) Prüfungsleistungen, die in einem anderen Studiengang 
derselben Hochschule, in Studiengängen an anderen staatli-
chen oder staatlich anerkannten Hochschulen, an staatlichen 
oder staatlich anerkannten Berufsakademien oder in Studien-
gängen an ausländischen staatlichen oder staatlich anerkann-
ten Hochschulen erbracht worden sind, werden auf Antrag an-
erkannt, sofern hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen kein 
wesentlicher Unterschied zu den Leistungen besteht, die er-
setzt werden. 

Äquivalenzvereinbarungen und Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und anderen Staaten über 
Gleichwertigkeiten im Hochschulbereich, die Studierende aus-
ländischer Staaten abweichend von Satz 1 begünstigen, ge-
hen den Regelungen des Satz 1 vor. 

(2) Auf Antrag können auf andere Weise als durch ein Stu-
dium erworbene Kenntnisse und Qualifikationen auf der 
Grundlage vorgelegter Unterlagen auf bis zur Hälfte der insge-
samt nachzuweisenden ECTS-Credits anerkannt werden, 
wenn diese Kenntnisse und Qualifikationen den Prüfungsleis-
tungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau gleich-
wertig sind. 

(3) Es obliegt der antragstellenden Person, die erforderlichen 
Informationen über die anzuerkennende Leistung bereitzustel-
len. Die Unterlagen müssen in Fällen des Abs. 1 Aussagen zu 
den erworbenen Kompetenzen sowie in Fällen des Abs. 2 zum 
Inhalt und Niveau der Leistungen enthalten, die anerkannt 
werden sollen. Die Unterlagen sind im Bereich Prüfungswesen 
einzureichen. 

(4) Zuständig für Anerkennung nach den Abs. 1 und 2 sowie 
für die Durchführung der Einstufungsprüfung nach Abs. 7 ist 
der Prüfungsausschuss. Über Anträge auf Anerkennung von 
Leistungen nach den Abs. 1 und 2 soll innerhalb einer Frist von 
neun Wochen ab Antragstellung entschieden werden. Vor 
Feststellungen über die Gleichwertigkeit im Sinne des 
§ 63a HG kann das zuständige Fachgebiet gehört werden. In 
Verfahren nach Abs. 1 trägt der Prüfungsausschuss die Be-
weislast dafür, dass ein Antrag die Voraussetzung des Abs. 1 
für die Anerkennung nicht erfüllt. 

(5) Werden Prüfungsleistungen anerkannt, so sind, soweit die 

Notensysteme vergleichbar sind, die Noten zu übernehmen 
und die nach der fachspezifischen Prüfungsordnung vorgese-
henen Credits zu vergeben. Die übernommenen Noten sind in 
die Berechnung der Modulnoten und der Gesamtnote einzu-
beziehen. Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Ver-
merk "bestanden" aufgenommen. 

Diese Bewertung wird nicht in die Berechnung der Modul-note 
und der Gesamtnote einbezogen. Die Anerkennung wird im 
Transcript of Records mit Fußnote gekennzeichnet. 

(6) Lehnt der Prüfungsausschuss einen Antrag auf Anerken-
nung ab, erhalten die Studierenden einen begründeten Be-
scheid mit Rechtsbehelfsbelehrung. Wird die auf Grund eines 
Antrags im Sinne des §°63a Abs. 5 HG begehrte Anerkennung 
versagt, kann unbeschadet der verfahrens- oder prozessrecht-
lichen Fristen die antragstellende Person eine Überprüfung 
der Entscheidung durch das Rektorat beantragen. Der Antrag 
nach Satz 2 ist zu begründen und in Textform im Bereich Prü-
fungswesen einzureichen. 

(7) Studienbewerberinnen und Studienbewerbern, die auf 
Grund einer Einstufungsprüfung gemäß § 49 Abs. 12 HG be-
rechtigt sind, das Studium in einem höheren Fachsemester 
aufzunehmen, werden die in der Einstufungsprüfung nachge-
wiesenen Kenntnisse und Fähigkeiten auf Prüfungsleistungen 
anerkannt. Der Prüfungsausschuss bestellt für die Durchfüh-
rung der Einstufungsprüfung eine aus zwei Prüferinnen oder 
Prüfern bestehende Prüfungskommission. Die Feststellungen 
im Zeugnis über die Einstufungsprüfung sind für den Prüfungs-
ausschuss bindend. 
 
 

§ 11 
Prüferinnen, Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer 

(1) Zu Prüferinnen und Prüfern dürfen nur Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer, Hochschuldozentinnen und Hoch-
schuldozenten, Lehrbeauftragte, Privatdozentinnen und Pri-
vatdozenten sowie wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter und Lehrkräfte für besondere Aufgaben bestellt 
werden, die mindestens die entsprechende Masterprüfung 
oder eine vergleichbare Prüfung abgelegt und eine Lehrtätig-
keit ausgeübt haben. Zur Beisitzenden oder zum Beisitzer darf 
nur bestellt werden, wer mindestens die entsprechende Mas-
terprüfung oder eine vergleichbare Prüfung abgelegt hat. 

(2) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüferinnen, Prüfer 
und Beisitzerinnen und Beisitzer. Die Bestellung der Beisitze-
rinnen und Beisitzer kann den Prüferinnen und Prüfern über-
tragen werden. Zu Prüferinnen oder Prüfern werden in der Re-
gel Personen gemäß Abs. 1 Satz 1 bestellt, die an der Univer-
sität Duisburg-Essen lehren oder gelehrt haben. 

(3) Die Prüferinnen und Prüfer sind in ihrer Prüfungstätigkeit 
unabhängig. Ihnen obliegt die inhaltliche Vorbereitung und 
Durchführung der Prüfungen. Sie entscheiden und informieren 
auch über die Hilfsmittel, die zur Erbringung der Prüfungsleis-
tungen benutzt werden dürfen. 

(4) Die Studierenden können für die Masterarbeit jeweils die 
erste Prüferin oder den ersten Prüfer (Betreuerin oder Be-
treuer) vorschlagen. Auf die Vorschläge soll nach Möglichkeit 
Rücksicht genommen werden. Die Vorschläge begründen je-
doch keinen Anspruch. 
 
 
 

II. Masterprüfung 
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§ 12 
Zulassung zur Teilnahme an Prüfungen 

(1) Zu Prüfungen kann nur zugelassen werden, wer in dem 
Semester, in dem sie oder er sich zur Prüfung meldet oder die 
Prüfung ablegt, im Masterstudiengang Development and 
Governance an der Universität Duisburg-Essen immatrikuliert 
oder als Zweithörerin oder als Zweithörer zugelassen ist und 

a) nicht beurlaubt ist; ausgenommen sind Beurlaubungen 
bei Studierenden in besonderen Situationen und bei 
Wiederholungsprüfungen, wenn diese die Folge eines 
Auslands-  
oder Praxissemesters sind, für das beurlaubt worden ist, 

b) sich gemäß § 14 Abs. 3 ordnungsgemäß angemeldet hat 
und 

c) über die in dieser Prüfungsordnung festgelegten Teilnah-
mevoraussetzungen für die Zulassung verfügt. 

Sind Teilnahmevoraussetzungen zum Zeitpunkt der Meldung 
zur Prüfung noch nicht erbracht, kann die Zulassung unter 
dem Vorbehalt des rechtzeitigen Nachweises der Teilnahme-
voraussetzung erfolgen. Die Zulassung gilt solange als erteilt, 
wie sie nicht durch den Prüfungsausschuss zurückgenommen 
oder widerrufen worden ist. 

(2) Die Zulassung zur Teilnahme an Prüfungen ist zu verwei-
gern, wenn: 

a) die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht vorliegen, 
b) die oder der Studierende an einer Hochschule im Gel-

tungsbereich des Grundgesetzes bereits eine Prüfung in 
dem gewählten Studiengang oder einem Studiengang, 
der eine erhebliche inhaltliche Nähe aufweist, eine nach 
dieser Prüfungsordnung vorgesehene Prüfung endgültig 
nicht bestanden hat oder 

c) die oder der Studierende sich bereits an einer Hoch-
schule im Geltungsbereich des Grundgesetzes in einem 
Prüfungsverfahren in dem gewählten Studiengang oder 
einem Studiengang, der eine erhebliche inhaltliche Nähe 
aufweist, befindet. 

(3) Diese Regelung gilt für alle Modulprüfungen. 
 
 

§ 13 
Struktur der Prüfung, Form der Modulprüfungen 

(1) Die Masterprüfung besteht aus Modulprüfungen und der 
Masterarbeit. 

(2) Modulprüfungen ermöglichen eine aussagekräftige Über-
prüfung der erreichten Lernergebnisse. Sie sind modulbezo-
gen und kompetenzorientiert. Im Rahmen dieser Prüfungen 
soll die oder der Studierende zeigen, dass sie oder er die im 
Modul vermittelten Inhalte und Methoden im Wesentlichen be-
herrscht und die erworbenen Kompetenzen anwenden kann. 
Module sind in der Regel mit nur einer Prüfung abzuschließen. 

(3) Die Modulprüfungen werden studienbegleitend erbracht 
und schließen das jeweilige Modul ab. 

(4) Die Modulprüfungen werden in englischer Sprache abge-
nommen. 

(5) Die Modulprüfungen werden benotet. 

(6) Die Modulprüfungen können 
a) als mündliche Prüfung, 
b) schriftlich als Klausurarbeit, 

c) als Hausarbeit, Essay, Policy Brief oder Protokoll, 
d) als Vortrag oder Referat, 
e) als Portfolio, 
f) als Kombination der Prüfungsformen a) bis e) unter Be-

achtung von Abs. 2 Satz 3 

erbracht werden. Die Hochschulprüfungen gem. Satz 1 kön-
nen auch in elektronischer Form oder in elektronischer Kom-
munikation abgelegt werden; die Entscheidung hierüber trifft 
der Prüfungsausschuss. Die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten zum Zweck der ordnungsgemäßen Durchführung 
der Prüfung richtet sich nach den Bestimmungen der Verord-
nung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des 
Rates zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (DS-GVO) und des Daten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen (DSG NRW). 

(7) Die konkreten Prüfungsanforderungen sind im Modul-
handbuch beschrieben. Die Studierenden sind zu Beginn der 
Lehr-/Lernform von der jeweiligen Dozentin oder dem jeweili-
gen Dozenten über die Form und den zeitlichen Umfang der 
Modulprüfung in Kenntnis zu setzen. 

(8) Neben den Modulprüfungen können auch Studienleistun-
gen gefordert werden. Die Studienleistungen dienen der indi-
viduellen Lernstandskontrolle der Studierenden. Sie können 
nach Maßgabe der Anlage 1 (Studienplan) als Prüfungsvor-
leistungen Teilnahmevoraussetzungen zu Modulprüfungen 
oder in Ausnahmefällen Voraussetzung für den Abschluss ei-
nes Moduls sein. Die Studienleistungen werden nach Form 
und Umfang im Modulhandbuch beschrieben. Die Regelung 
zur Anmeldung zu und zur Wiederholung von Prüfungen findet 
keine Anwendung. Die Bewertung der Studienleistung bleibt 
bei der Bildung der Modulnoten unberücksichtigt. 
 
 

§ 14 
Fristen zur Anmeldung und Abmeldung 

für Prüfungen, Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse 

(1) Eine studienbegleitende Prüfung gemäß der §§ 15 und 16 
wird spätestens in der vorlesungsfreien Zeit nach dem Ende 
der jeweiligen Lehr-/Lernform des Moduls angeboten. Die Prü-
fungstermine sollen so angesetzt werden, dass infolge der 
Terminierung keine Lehrveranstaltungen ausfallen. Die Ter-
mine werden vom Prüfungsausschuss bzw. von der Leitung 
der Einrichtung, die die Prüfung organisiert, mindestens sechs 
Wochen vor dem Prüfungstermin bekannt gegeben. 

(2) Die oder der Studierende ist verpflichtet, sich über die Prü-
fungstermine zu informieren. 

(3) Die oder der Studierende muss sich zu allen Klausurprü-
fungen und mündlichen Prüfungen innerhalb des Anmelde-
zeitraums in der fünften und der sechsten Vorlesungswoche 
im Onlineportal der Universität anmelden (Ausschlussfrist). 
Form und Frist für die Anmeldung zu anderen Prüfungen be-
stimmt der Prüfungsausschuss. 

(4) Eine Abmeldung von einer Prüfung hat von der oder dem 
Studierenden spätestens eine Woche vor dem Prüfungstermin 
zu erfolgen (Ausschlussfrist). Bei weiteren Prüfungsleistungen 
im Sinne des § 17 ist eine Abmeldung von der Prüfung nach 
Ausgabe des Prüfungsthemas nicht mehr zulässig. 

(5) Sämtliche Prüfungsergebnisse werden der oder dem Stu-
dierenden unverzüglich nach der Bewertung per Eintrag in die 
Datenbank der elektronischen Prüfungsverwaltung oder in 
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sonstiger geeigneter Form individuell bekannt geben. Die Stu-
dierenden erhalten über den Eintrag in die Datenbank eine E-
Mail an die von der Universität zugewiesene E-Mailadresse. 
Im Fall der Erfassung in der elektronischen Prüfungsverwal-
tung gilt das Prüfungsergebnis zwei Wochen nach Eintrag in 
die Datenbank als bekannt gegeben. § 15 Abs. 5 bleibt unbe-
rührt. 
 
 

§ 15 
Mündliche Prüfungen 

(1) In einer mündlichen Prüfung soll die Kandidatin oder der 
Kandidat nachweisen, dass sie oder er die Zusammenhänge 
des Prüfungsgebietes kennt und spezielle Fragestellungen in 
diese Zusammenhänge einzuordnen vermag. Durch die 
mündliche Prüfung soll ferner festgestellt werden, ob sie oder 
er die erforderlichen Kompetenzen erworben und die Lernziele 
erreicht hat. 

(2) Mündliche Prüfungen werden in der Regel vor mindestens 
einer Prüferin oder einem Prüfer und in Gegenwart einer Bei-
sitzerin oder eines Beisitzers als Einzelprüfung oder Gruppen-
prüfung abgelegt. Vor der Festsetzung der Note nach dem Be-
wertungsschema in § 23 ist die Beisitzerin oder der Beisitzer 
zu hören. Mündliche Prüfungen, mit denen ein Studiengang 
abgeschlossen wird oder bei deren endgültigem Nichtbeste-
hen keine Ausgleichsmöglichkeit besteht, sind von zwei Prüfe-
rinnen oder Prüfern im Sinne des § 11 Abs. 1 Satz 1 zu bewer-
ten. 

(3) Bei einer mündlichen Prüfung als Gruppenprüfung dürfen 
nicht mehr als vier Studierende gleichzeitig geprüft werden. In 
Gruppenprüfungen muss der individuelle Beitrag jedes einzel-
nen Gruppenmitglieds klar erkennbar, eindeutig abgrenzbar 
und bewertbar sein. 

(4) Mündliche Prüfungen dauern mindestens 15 Minuten und 
höchstens 45 Minuten pro Kandidatin oder Kandidat. In be-
gründeten Fällen kann von diesem Zeitrahmen abgewichen 
werden. 

(5) Die wesentlichen Gegenstände und das Ergebnis einer 
mündlichen Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten. Das 
Prüfungsergebnis ist der oder dem Studierenden im Anschluss 
an die mündliche Prüfung bekannt zu geben. Das Protokoll 
und das Prüfungsergebnis über die mündliche Prüfung sind 
dem Bereich Prüfungswesen unverzüglich schriftlich zu über-
mitteln. 

(6) Bei mündlichen Prüfungen können Studierende, die sich 
zu einem späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung unter-
ziehen wollen, auf Antrag als Zuhörerinnen oder Zuhörer zu-
gelassen werden, es sei denn, die oder der zu prüfende Stu-
dierende widerspricht. Die Prüferin oder der Prüfer entscheidet 
über den Antrag nach Maßgabe der vorhandenen Plätze. Die 
Zulassung als Zuhörerin oder Zuhörer erstreckt sich jedoch 
nicht auf die Beratung und die Bekanntgabe der Prüfungser-
gebnisse. 

Kandidatinnen und Kandidaten desselben Semesterprüfungs-
termins sind als Zuhörerinnen oder Zuhörer ausgeschlossen. 
 
 

§ 16 
Klausurarbeiten 

(1) In einer Klausurarbeit soll die Kandidatin oder der Kandidat 
nachweisen, dass sie oder er in begrenzter Zeit und mit den 
zugelassenen Hilfsmitteln Probleme aus dem Prüfungsgebiet 

ihres oder seines Faches mit den vorgegebenen Methoden er-
kennen und Wege zu deren Lösung finden kann. Die relativen 
Anteile der einzelnen Aufgaben o- der Teilaufgaben an der Ge-
samtleistung sind auf dem Klausurbogen auszuweisen. 

In geeigneten Fällen können Klausuren ganz oder teilweise im 
Antwort-Wahl-Verfahren (Multiple-Choice-Klausur) durchge-
führt werden. 

(2) Klausurarbeiten können als softwaregestützte Prüfung 
durchgeführt werden (E-Prüfungen). Abs. 1 Satz 3 gilt entspre-
chend. Die Studierenden sind auf die E-Prüfungsform hinzu-
weisen. Ihnen ist Gelegenheit zu geben, sich mit den Prü-
fungsbedingungen und dem Prüfungssystem vertraut zu ma-
chen. 

(3) Klausurarbeiten haben einen zeitlichen Umfang von 60 Mi-
nuten bis 120 Minuten. 

(4) Wiederholungsprüfungen, bei deren endgültigem Nichtbe-
stehen keine Ausgleichsmöglichkeit vorgesehen ist, sind von 
mindestens zwei Prüferinnen oder Prüfern im Sinne des § 11 
zu bewerten. 

(5) Jede Klausurarbeit wird nach dem Bewertungsschema in 
§ 23 bewertet. Bei mehreren Prüferinnen oder Prüfern ergibt 
sich die Note aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewer-
tungen gemäß § 23 Abs. 2. Prüfungsleistungen im Antwort-
Wahl-Verfahren werden von der Prüferin oder dem Prüfer ei-
genverantwortlich bewertet Die Kriterien der Prüfungsbewer-
tung sind offen zu legen. 

(6) Das Bewertungsverfahren ist in der Regel innerhalb von 
sechs Wochen abzuschließen. Die Bewertung einer Klausur 
ist dem Bereich Prüfungswesen unverzüglich nach Abschluss 
des Bewertungsverfahrens schriftlich mitzuteilen. 
 
 

§ 17 
Weitere Prüfungsformen 

Die allgemeinen Bestimmungen für Hausarbeiten, Protokolle, 
Vorträge und Referate sowie sonstige Prüfungsleistungen trifft 
der Prüfungsausschuss. Für Vorträge, Referate oder ver-
gleichbare Prüfungsformen gilt § 15 entsprechend. Für Haus-
arbeiten und vergleichbare schriftliche Prüfungsformen gelten 
die Bestimmungen der §§ 14 und 16 Abs. 4 bis 6 entspre-
chend. Die näheren Bestimmungen für Protokolle, Vorträge 
oder Referate werden durch die Prüferin oder den Prüfer fest-
gelegt; die Bewertung dieser Prüfungsformen obliegt nur der 
Prüferin oder dem Prüfer. § 65 Abs. 2 Satz 1 HG bleibt unbe-
rührt. Bei Gruppenprüfungen gilt § 15 Abs. 3 und bei Gruppen-
arbeiten gelten § 18 Abs. 7 und Abs. 10 entsprechend. 
 
 

§ 18 
Masterarbeit 

(1) Die Masterarbeit ist eine Prüfungsarbeit, die die wissen-
schaftliche Ausbildung im Masterstudiengang in der Regel ab-
schließt. Die Masterarbeit soll zeigen, dass die oder der Stu-
dierende innerhalb einer vorgegebenen Frist eine begrenzte 
Aufgabenstellung aus ihrem oder seinem Fachgebiet selb-
ständig und unter Anwendung wissenschaftlicher Methoden 
bearbeiten und darstellen kann. 

(2) Zur Masterarbeit kann nur zugelassen werden, wer 
23 ECTS-Credits erworben hat. Über Ausnahmen entscheidet 
der Prüfungsausschuss. 
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(3) Die Studierende oder der Studierende meldet sich im Be-
reich Prüfungswesen zur Masterarbeit an. Die Ausgabe des 
Themas der Masterarbeit erfolgt über die Betreuerin oder den 
Betreuer oder den Prüfungsausschuss. Der Ausgabezeitpunkt 
und das Thema werden im Bereich Prüfungswesen aktenkun-
dig gemacht. 

(4) Das Thema der Masterarbeit wird von einer Hochschulleh-
rerin oder einem Hochschullehrer, einer Hochschuldozentin 
oder einem Hochschuldozenten oder einer Privatdozentin 
oder einem Privatdozenten der zuständigen Fakultät gestellt 
und betreut, die oder der im Masterstudiengang Development 
and Governance Lehrveranstaltungen durchführt. Über Aus-
nahmen entscheidet der Prüfungsausschuss. 

Für das Thema der Masterarbeit hat die Studierende oder der 
Studierende ein Vorschlagsrecht. 

Soll die Masterarbeit an einer anderen Fakultät der Universität 
Duisburg-Essen oder an einer Einrichtung außerhalb der 
Hochschule durchgeführt werden, bedarf es hierzu der Zustim-
mung des Prüfungsausschusses. Auf Antrag der oder des Stu-
dierenden sorgt die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses dafür, dass die oder der Studierende rechtzeitig ein 
Thema für eine Masterarbeit erhält. 

(5) Die Masterarbeit ist in der durch den Aus- und den Abga-
betermin festgelegten Bearbeitungszeit anzufertigen. Die Be-
arbeitungszeit beträgt zwölf Wochen. Im Einzelfall, insbeson-
dere aufgrund von krankheitsbedingten Folgebeeinträchtigun-
gen oder besonderen Betreuungssituationen, kann der Prü-
fungsausschuss die Bearbeitungszeit auf begründeten schrift-
lichen Antrag der oder des Studierenden um bis zu sechs Wo-
chen verlängern. Der Antrag muss unverzüglich nach Eintritt 
des Hindernisses vor dem Abgabetermin für die Masterarbeit 
bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses ein-
gegangen sein. 

(6) Das Thema, die Aufgabenstellung und der Umfang der 
Masterarbeit müssen so beschaffen sein, dass die zur Bear-
beitung vorgegebene Frist eingehalten werden kann. 

Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb des ersten Mo-
nats der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. 

(7) Die Masterarbeit kann in begründeten Fällen in Form einer 
Gruppenarbeit zugelassen werden, wenn der als Prüfungsleis-
tung zu bewertende Beitrag der oder des einzelnen Studieren-
den aufgrund der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder 
anderen objektiven Kriterien, die eine eindeutige Abgrenzung 
der jeweils individuellen Leistung ermöglichen, deutlich unter-
scheidbar und bewertbar ist. 

(8) Die Masterarbeit ist in englischer oder in einer im Einzelfall 
vom Prüfungsausschuss akzeptierten Fremdsprache abzufas-
sen und fristgemäß beim Bereich Prüfungswesen in jeweils 
dreifacher Ausfertigung in gedruckter und gebundener Form 
im DIN A4-Format sowie in geeigneter elektronischer Form 
einzureichen. 

(9) Die Masterarbeit soll in der Regel 40 bis 50 Seiten nicht 
überschreiten. Notwendige Detailergebnisse können gegebe-
nenfalls zusätzlich in einem Anhang zusammengefasst wer-
den. 

(10) Bei der Abgabe der Masterarbeit hat die oder der Studie-
rende schriftlich zu versichern, dass sie ihre oder er seine Ar-
beit bzw. bei einer Gruppenarbeit ihren oder seinen entspre-
chend gekennzeichneten Anteil an der Arbeit selbständig ver-
fasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und 
Hilfsmittel benutzt sowie Zitate kenntlich gemacht hat. 

(11) Der Abgabezeitpunkt ist beim Bereich Prüfungswesen 
aktenkundig zu machen. Ist die Masterarbeit nicht fristgemäß 
eingegangen, gilt sie als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 

(12) Die Masterarbeit ist von zwei Prüferinnen oder Prüfern 
zu bewerten; die Bewertung ist schriftlich zu begründen. Die 
Erstbewertung soll in der Regel von der Betreuerin oder dem 
Betreuer der Masterarbeit vorgenommen werden, die oder der 
das Thema der Masterarbeit gestellt hat. Ausnahmen sind 
vom Prüfungsausschuss zu genehmigen. Die zweite Prüferin 
oder der zweite Prüfer wird gemäß § 11 Abs. 1 vom Prüfungs-
ausschuss bestellt. Handelt es sich um eine fachübergreifende 
Themenstellung, müssen die Prüfer so bestimmt werden, dass 
die Beurteilung mit der erforderlichen Sachkunde erfolgen 
kann. Mindestens eine Prüferin oder ein Prüfer muss Mitglied 
der Fakultät für Gesellschaftswissenschaften der Universität 
Duisburg-Essen sein. 

(13) Die einzelne Bewertung ist nach dem Bewertungs-
schema in § 23 vorzunehmen. Die Note der Masterarbeit wird 
aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen gebil-
det, sofern die Differenz nicht mehr als 2,0 beträgt. Bei einer 
Differenz von mehr als 2,0 oder falls nur eine Bewertung bes-
ser als nicht ausreichend (5,0) ist, wird vom Prüfungsaus-
schuss eine dritte Prüferin oder ein dritter Prüfer zur Bewer-
tung der Masterarbeit bestimmt. In diesen Fällen wird die Note 
aus dem arithmetischen Mittel der beiden besseren Noten ge-
bildet. Die Masterarbeit kann jedoch nur dann als „ausrei-
chend“ (4,0) oder besser bewertet werden, wenn mindestens 
zwei Noten „ausreichend“ (4,0) oder besser sind. 

(14) Das Bewertungsverfahren durch die Prüferinnen oder 
Prüfer soll in der Regel sechs Wochen ab Zugang der Arbeit 
bei der Prüferin oder dem Prüfer nicht überschreiten. Die Be-
wertung der Masterarbeit ist dem Bereich Prüfungs- wesen un-
verzüglich nach Abschluss des Bewertungsverfahrens schrift-
lich mitzuteilen. Der Zeitpunkt des Zugangs wird von der Prü-
ferin und dem Prüfer unverzüglich bestätigt und den Studie-
renden durch den Bereich Prüfungswesen mitgeteilt. 
 
 

§ 19 
Wiederholung von Prüfungen 

(1) Bestandene studienbegleitende Prüfungen und eine be-
standene Masterarbeit dürfen nicht wiederholt werden. Bei 
endgültig nicht bestandenen Prüfungen erhält die oder der 
Studierende vom Prüfungsausschuss einen Bescheid mit 
Rechtsbehelfsbelehrung. 

(2) Nicht bestandene oder als nicht bestanden geltende stu-
dienbegleitende Prüfungen können zweimal wiederholt wer-
den. Der Prüfungsausschuss kann auf Antrag der oder des 
Studierenden wegen eines besonderen Härtefalls eine weitere 
Wiederholung einer Prüfungsleistung zulassen. Ein besonde-
rer Härtefall ist insbesondere anzunehmen, wenn die oder der 
Studierende glaubhaft macht, dass sie oder er aufgrund einer 
außergewöhnlichen, atypischen individuellen Sonderlage ge-
hindert war, die zweite Wiederholungsprüfung erfolgreich ab-
zulegen. In die Betrachtung sollen bisherige Leistungen einbe-
zogen werden, aus denen sich die Erwartung begründet, dass 
das Studium erfolgreich abgeschlossen werden kann. Gründe, 
die nach der jeweiligen Prüfungsordnung im Wege des Rück-
tritts von der Prüfung, der Genehmigung eines Nachteilsaus-
gleichs oder der Prüfungsanfechtung geltend zu machen sind, 
können nicht berücksichtigt werden. Der Antrag nach Satz 3 
ist innerhalb einer Frist von zehn Tagen nach Bekanntgabe 
des Ergebnisses des zweiten Wiederholungsversuches 



Universität Bereinigte Sammlung der Satzungen Ziffer  8.83.6.ws22 
Duisburg-Essen  und Ordnungen Seite  9 
 
 

Stand: März 2023  

schriftlich beim Bereich Prüfungswesen/dem Prüfungsaus-
schuss einzulegen. 

(3) Der Prüfungsausschuss hat zu gewährleisten, dass jede 
studienbegleitende Prüfung innerhalb von zwei aufeinander 
folgenden Semestern mindestens zweimal angeboten wird. 
Zwischen der ersten Prüfung und der Wiederholungsprüfung 
müssen mindestens vier Wochen liegen. Die Prüfungsergeb-
nisse der vorhergehenden Prüfung sollen mindestens sieben 
Tage vor dem Termin der Wiederholungsprüfung im Bereich 
Prüfungswesen vorliegen. 

(4) Eine letztmalige Wiederholungsprüfung ist von zwei Prüfe-
rinnen oder Prüfern zu bewerten; die Bewertung ist schriftlich 
zu begründen. 

(5) Eine nicht bestandene Masterarbeit kann einmal wieder-
holt werden. Eine Rückgabe des Themas der zweiten Master-
arbeit innerhalb der in § 18 Abs. 6 Satz 2 genannten Frist ist 
jedoch nur zulässig, wenn die oder der Studierende bei der 
Anfertigung ihrer oder seiner ersten Masterarbeit von dieser 
Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat. 
 
 

§ 20 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) Eine Prüfungsleistung wird mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet, wenn die oder der Studierende 

 einen bindenden Prüfungstermin ohne wichtigen 
Grund versäumt oder wenn sie oder er 

 nach Beginn einer Prüfung, die sie oder er angetre-
ten hat, ohne wichtigen Grund zurücktritt. 

Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfung nicht innerhalb 
der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 

(2) Als wichtiger Grund kommt insbesondere eine krankheits-
bedingte Prüfungsunfähigkeit oder Mutterschutz nach den 
Bestimmungen des Mutterschutzgesetzes in Betracht. 

(3) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend ge-
machten Gründe müssen unverzüglich beim Bereich Prü-
fungswesen schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht wer-
den. Von der Unverzüglichkeit ist grundsätzlich auszugehen, 
wenn die Anzeige innerhalb von drei Werktagen (Samstage 
gelten nicht als Werktage) nach dem Termin der Prüfung er-
folgt. 

Im Falle einer Krankheit hat die oder der Studierende eine ärzt-
liche Bescheinigung vorzulegen, aus der sich die Prüfungsun-
fähigkeit und deren Dauer ergeben. Der Krankheit der oder 
des Studierenden steht die Krankheit einer oder eines von der 
bzw. dem Studierenden zu versorgenden Kindes oder zu pfle-
genden Angehörigen im Sinne des § 21 Abs. 4 gleich. Wurden 
die Gründe für die Prüfungsunfähigkeit anerkannt, wird der 
Prüfungsversuch nicht gewertet. Die oder der Studierende soll 
in diesem Fall den nächsten angebotenen Prüfungstermin 
wahrnehmen. 

(4) Versucht die oder der Studierende, das Ergebnis ihrer oder 
seiner Leistung durch Täuschung oder Mitführen nicht zuge-
lassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die betreffende Leis-
tung als mit “nicht ausreichend” (5,0) bewertet. Die Feststel-
lung der Täuschung trifft der Prüfungsausschuss. Vor der Ent-
scheidung wird der oder dem Studierenden Gelegenheit zur 
Äußerung gegeben. Entsprechendes gilt für diejenige oder 
denjenigen, die oder der zu einem Täuschungsversuch einer 
oder eines anderen Hilfe leistet. 

Zur Feststellung der Täuschung kann sich die Prüferin oder 
der Prüfer bzw. der Prüfungsausschuss des Einsatzes einer 
entsprechenden Software oder sonstiger elektronischer Hilfs-
mittel bedienen. In schwerwiegenden Fällen kann der Prü-
fungsausschuss die Studierende oder den Studierenden von 
Wiederholungsprüfungen ausschließen. 

(5) Eine Studierende oder ein Studierender, der den ord-
nungsgemäßen Ablauf einer Prüfung stört, kann von der jewei-
ligen Prüferin oder dem jeweiligen Prüfer oder der oder dem 
Aufsichtführenden nach Abmahnung von der weiteren Teil-
nahme an der Prüfung ausgeschlossen werden. In diesem Fall 
gilt die betreffende Leistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet. 

(6) Der Prüfungsausschuss kann von der oder dem Studie-
renden eine Versicherung an Eides Statt verlangen, dass die 
Prüfungsleistung von ihr oder ihm selbständig und ohne unzu-
lässige fremde Hilfe erbracht worden ist. Wer vorsätzlich einen 
Täuschungsversuch gemäß Abs. 4 unternimmt, handelt ord-
nungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
von bis zu 50.000 Euro geahndet werden. 

Zuständige Verwaltungsbehörde für die Verfolgung und Ahn-
dung von Ordnungswidrigkeiten ist die Kanzlerin oder der 
Kanzler. 

Im Falle eines mehrfachen oder sonstigen schwerwiegenden 
Täuschungsversuches kann die Studierende oder der Studie-
rende zudem exmatrikuliert werden. 
 
 

§ 21 
Nachteilsausgleich, 

Studierende in besonderen Situationen 

(1) Macht die oder der Studierende durch ein ärztliches Zeug-
nis oder Attest oder die Vorlage eines anderen geeigneten 
Nachweises, insbesondere einer ärztlichen Stellungnahme 
glaubhaft, dass sie oder er aufgrund von Behinderung oder 
chronischer Erkrankung oder aufgrund der mutterschutzrecht-
lichen Bestimmungen nicht in der Lage ist, an der Ableistung 
der Prüfung in der vorgesehenen Weise teilzunehmen, legt der 
Prüfungsausschuss auf Antrag der oder des Teilnehmenden 
von dieser Prüfungsordnung abweichende Prüfungsbestim-
mungen unter Berücksichtigung des Einzelfalls nach Maß-
gabe des Abs. 2 fest. Satz 1 gilt für den Erwerb von Teilnah-
mevoraussetzungen oder Studienleistungen gemäß 
§ 14 Abs. 8 entsprechend. Der Nachteilsausgleich soll sich auf 
alle im Verlauf des Studiums erforderlichen Leistungen erstre-
cken, wenn die oder der Studierende glaubhaft macht, dass 
mit einer Änderung des Krankheits- oder Behinderungsbildes 
nicht zu rechnen ist. 

(2) Hinsichtlich des Mutterschutzes gelten die entsprechen-
den Bestimmungen des Mutterschutzgesetzes. Die nach dem 
Mutterschutzgesetz notwendigen Erklärungen und Nachweise 
sind bei der in der Verwaltung hierfür eingerichteten Stelle ein-
zureichen. Die Entscheidungen über den Nachteilsausgleich 
nach Abs. 1 können insbesondere Abweichungen im Hinblick 
auf die Ableistung der Prüfung, auch hinsichtlich ihrer Form, 
auf die Dauer der Prüfung, auf die Benutzung von Hilfsmitteln 
oder Hilfspersonen sowie auf die Zahl und die Voraussetzun-
gen für die Wiederholung von Prüfungsleistungen vorsehen. 
Die Bearbeitungsfristen für die Abschlussarbeit werden für die 
Dauer des Mutterschutzes gehemmt. 

(3) Bei Entscheidungen nach Abs. 1 und 2 wird auf Antrag der 
oder des Studierenden die oder der Beauftragte für Studie-
rende mit Behinderung oder chronischer Erkrankung nach 
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Maßgabe des § 62b Abs. 2 HG bzw. die zentrale Gleichstel-
lungsbeauftragte beteiligt. Vor einer ablehnenden oder abwei-
chenden Entscheidung ist der oder dem Beauftragten Gele-
genheit zur Stellungnahme zu geben. 

(4) Für Studierende, die nachweisen, dass sie Kinder im Sinne 
des § 25 Abs. 5 BAföG pflegen und erziehen oder die Ehegat-
tin oder den Ehegatten, die eingetragene Lebenspartnerin 
oder den eingetragenen Lebenspartner oder in gerader Linie 
Verwandte oder im ersten Grade Verschwägerte pflegen, sind 
auch dann berechtigt Studien- und Prüfungsleistungen zu er-
bringen und Teilnahmevoraussetzungen oder Leistungs-
punkte zu erwerben, wenn sie beurlaubt sind. Der Prüfungs-
ausschuss kann in begründeten Einzelfällen auf Antrag der 
oder des Studierenden unter Berücksichtigung von Ausfallzei-
ten durch die Pflege und Erziehung Ausnahmen von den in 
dieser Prüfungsordnung geregelten Prüfungsanforderungen 
festlegen. 
 
 

§ 22 
Bestehen und Nichtbestehen der Masterprüfung 

(1) Die Masterprüfung ist erfolgreich abgeschlossen, wenn die 
oder der Studierende alle nach Maßgabe dieser Prüfungsord-
nung vorgesehenen Modulprüfungen sowie die Masterarbeit 
gemäß § 18 erfolgreich absolviert und die für den Studiengang 
vorgeschriebenen Credits erworben hat. 

(2) Die Masterprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn: 
 eine geforderte Prüfungsleistung gemäß Abs. 1 nicht 

erfolgreich absolviert wurde 
 und eine Wiederholung dieser Prüfungsleistung ge-

mäß § 19 nicht mehr möglich ist. 

(3) Ist die Masterprüfung endgültig nicht bestanden, wird vom 
Prüfungsausschuss auf Antrag der oder des Studierenden und 
gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise sowie der Ex-
matrikulationsbescheinigung eine Bescheinigung ausgestellt, 
die die erfolgreich absolvierten Prüfungen, deren Noten und 
die erworbenen Credits ausweist und deutlich macht, dass die 
Masterprüfung endgültig nicht bestanden worden ist. 
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§ 23 
Bewertung der Prüfungsleistungen und 

Bildung der Prüfungsnoten 

(1) Für die Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen wer-
den von den Prüferinnen und Prüfern folgende Noten (Grade 
Points) festgesetzt. Zwischenwerte sollen eine differenzierte 
Bewertung der Prüfungsleistungen ermöglichen. 

1,0 oder 1,3 = sehr gut 
(eine hervorragende Leistung) 

1,7 oder 2,0 oder 2,3 = gut 
(eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen An-
forderungen liegt) 

2,7 oder 3,0 oder 3,3 = befriedigend 
(eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen ent-
spricht) 

3,7 oder 4,0 = ausreichend 
(eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anforderun-
gen genügt) 

5,0 = nicht ausreichend 
(eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforde-
rungen nicht mehr genügt) 

(2) Wird eine Prüfung von mehreren Prüferinnen oder Prüfern 
bewertet, ist die Note das arithmetische Mittel der Einzelnoten. 
Bei der Bildung der Note wird nur die erste Dezimalstelle hinter 
dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne 
Rundung gestrichen. Die Note lautet: 

bei einem Durchschnitt bis einschließlich 1,5 
= sehr gut 

bei einem Durchschnitt von 1,6 bis einschließlich 2,5 
= gut 

bei einem Durchschnitt von 2,6 bis einschließlich 3,5 
= befriedigend 

bei einem Durchschnitt von 3,6 bis einschließlich 4,0 
= ausreichend 

bei einem Durchschnitt ab 4,1 
= nicht ausreichend. 

(3) Eine Prüfung ist bestanden, wenn sie mit „ausreichend“ 
(4,0) oder besser bewertet wurde. Eine Prüfung ist endgültig 
nicht bestanden, wenn sie mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewer-
tet wurde und alle Wiederholungsmöglichkeiten gemäß § 19 
ausgeschöpft sind. 
 
 

§ 24 
Modulnoten 

(1) Ein Modul ist erfolgreich abgeschlossen, wenn alle diesem 
Modul zugeordneten Leistungen erbracht und die Modulprü-
fung mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet 
wurde. Für jedes erfolgreich abgeschlossene Modul werden 
ECTS-Leistungspunkte gewährt. 

(2) Besteht eine Modulprüfung aus einer einzigen Prüfungs-
leistung, so ist die erzielte Note gleichzeitig die erzielte Note 
der Modulprüfung. 

(3) Die Modulnoten für Module, bei denen eine Benotung vor-
gesehen ist, errechnen sich aus dem mit ECTS-Credits ge-
wichteten arithmetischen Mittel aller dem jeweiligen Modul zu-
geordneten Modulteilprüfungsnoten. Dazu werden die für eine 
erfolgreich absolvierte Lehrveranstaltung vergebenen ECTS-

Credits mit der in der jeweils dazugehörenden Prüfung erziel-
ten Note (Grade Point) multipliziert. Die Summe aller innerhalb 
eines Moduls erzielten Credit Points dividiert durch die Summe 
aller innerhalb eines Moduls erworbenen ECTS-Credits ergibt 
die gewogene Durchschnittsnote (Grade Point Average, GPA) 
eines Moduls. Dabei wird nur die erste Dezimalstelle hinter 
dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne 
Rundung gestrichen. 
 
 

§ 25 
Bildung der Gesamtnote 

(1) Die Gesamtnote errechnet sich aus dem mit Credits ge-
wichteten arithmetischen Mittel aus 

 den fachspezifischen Modulnoten und 

 der Note für die Masterarbeit. 

Unbenotete Leistungen (z B. Praktika, ohne Note anerkannte 
Leistungen) werden bei der Berechnung der Gesamtnote nicht 
berücksichtigt. 

(2) Dabei wird jeweils nur die erste Dezimalstelle hinter dem 
Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne 
Rundung gestrichen. Im Übrigen gilt § 23 entsprechend. 

(3) Wurde die Masterarbeit mit 1,0 bewertet und ist die Ge-
samtnote 1,3 oder besser, wird im Zeugnis gemäß § 27 Abs. 1 
das Gesamtprädikat „mit Auszeichnung bestanden" vergeben. 
 
 

§ 26 
Zusatzprüfungen 

(1) Die oder der Studierende kann sich unbeschadet des § 12 
Abs. 1 nach Maßgabe freier Kapazitäten über den Pflicht- und 
den Wahlpflichtbereich hinaus in weiteren Fächern einer Prü-
fung unterziehen (Zusatzprüfungen). 

(2) Das Ergebnis einer solchen Zusatzprüfung wird bei der 
Feststellung von Modulnoten und der Gesamtnote nicht mitbe-
rücksichtigt. 
 
 

§ 27 
Zeugnis und Diploma Supplement 

(1) Hat die oder der Studierende die Masterprüfung bestan-
den, erhält sie oder er ein Zeugnis in deutscher Sprache. Das 
Zeugnis enthält folgende Angaben: 

 Name der Universität und Bezeichnung der Fakultät/en, 
 Name, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort und Ge-

burtsland der oder des Studierenden, 
 Bezeichnung des Studiengangs, 
 die Bezeichnungen und Noten der absolvierten Module 

mit den erworbenen Credits, 
 das Thema und die Note der Masterarbeit mit den erwor-

benen Credits, 
 Gesamtnote mit den insgesamt erworbenen Credits, 
 die Ergebnisse der gegebenenfalls absolvierten Zusatz-

prüfungen gemäß § 26, 
 das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfung er-

bracht wurde, 
 die Unterschrift der oder des Vorsitzenden des zuständi-

gen Prüfungsausschusses 
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 und das Siegel der Universität. 

Als Anlage zum Zeugnis wird das Transcript of Records aus-
gegeben. Das Transcript of Records enthält sämtliche Prüfun-
gen einschließlich der Prüfungsnoten. Dem Transcript of Re-
cords wird eine Bewertung der Gesamtnote gemäß ECTS mit 
der Angabe angefügt, wieviel Prozent der Absolventinnen und 
Absolventen innerhalb der Fakultät in den letzten vier abge-
schlossenen Semestern diesen Masterstudiengang mit der 
Gesamtnote “sehr gut”, “gut”, “befriedigend” oder “ausrei-
chend” abgeschlossen haben. 

(2) Mit dem Abschlusszeugnis wird der Absolventin oder dem 
Absolventen durch die Universität ein Diploma Supplement in 
deutscher Sprache ausgehändigt. Das Diploma Supplement 
enthält 

 persönliche Angaben wie im Zeugnis (siehe Abs. 1) 
 allgemeine Hinweise zur Art des Abschlusses, 
 Angaben zu der den Abschluss verleihenden Universi-

tät, 
 Angaben zu den dem Abschluss zugrundeliegenden Stu-

dieninhalten, dem Studienverlauf und den mit dem Ab-
schluss erworbenen Kompetenzen sowie Informationen 
zu den erbrachten Leistungen, zum Bewertungssystem 
sowie zum Leistungspunktesystem. 

Das Diploma Supplement trägt das gleiche Datum wie das 
Zeugnis. 

(3) Mit dem Zeugnis und dem Diploma Supplement erhält die 
oder der Studierende eine englischsprachige Übersetzung. 
 
 

§ 28 
Masterurkunde 

(1) Nach bestandener Masterprüfung wird der Absolventin 
oder dem Absolventen gleichzeitig mit dem Zeugnis eine Mas-
terurkunde ausgehändigt. Die Urkunde weist den verliehenen 
Mastergrad nach § 4 aus und trägt das Datum des Zeugnis-
ses. 

(2) Die Urkunde wird von der oder dem Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses und der Dekanin oder dem Dekan der Fa-
kultät, die den Grad verleiht, unterzeichnet und mit dem Siegel 
der Universität Duisburg-Essen versehen. 

(3) § 27 Abs. 3 gilt entsprechend. 
 
 
 

III. Schlussbestimmungen 
 

§ 29 
Ungültigkeit der Masterprüfung, 
Aberkennung des Mastergrades 

(1) Hat die oder der Studierende bei einer Prüfung getäuscht 
und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeug-
nisses bekannt, kann der Prüfungsausschuss nachträglich die 
Noten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung 
getäuscht wurde, entsprechend berichtigen und die Prüfung 
ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären. 

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer 
Prüfung nicht erfüllt, ohne dass die oder der Studierende täu-
schen wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushän-
digung des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch Be-
stehen der Prüfung geheilt. Wurde die Zulassung vorsätzlich 

zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter 
Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen über die Rechtsfolgen. 

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Ge-
legenheit zur Äußerung zu geben. 

(4) Sämtliche unrichtigen Prüfungszeugnisse sind einzuzie-
hen und gegebenenfalls durch neue Zeugnisse zu ersetzen. 
Eine Entscheidung nach Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2 ist nach ei-
ner Frist von fünf Jahren nach dem Zeitpunkt der Gradverlei-
hung ausgeschlossen. 

(5) Ist die Prüfung insgesamt für nicht bestanden erklärt wor-
den, ist der verliehene Grad abzuerkennen und die ausgehän-
digte Urkunde einzuziehen. 
 
 

§ 30 
Einsicht in die Prüfungsarbeiten 

(1) Den Studierenden wird nach Bekanntgabe des Prüfungs-
ergebnisses auf Antrag die Einsicht in die Prüfungsakten und 
die Fertigung einer Kopie oder einer sonstigen originalge-
treuen Reproduktion gewährt. Der Antrag muss binnen eines 
Monats nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses gestellt 
werden. Das Nähere, insbesondere Ort und Zeitpunkt der Ein-
sichtnahme bestimmt der Prüfungsausschuss. Durch die Ein-
sichtnahme in die Prüfungsunterlagen wird die Frist zur Einle-
gung eines Rechtsbehelfs nicht gehemmt. 

(2) Prüfungsentscheidungen sind isoliert anfechtbar. 
 
 

§ 31 
Führung der Prüfungsakten, Aufbewahrungsfristen 

(1) Die Prüfungsakten werden elektronisch geführt. 

a) Nachfolgende Daten werden elektronisch gespeichert: 

 Name, Vorname, Matrikelnummer, Geburtsdatum, 
Geburtsort und Geburtsland 

 Studiengang 
 Studienbeginn 
 Prüfungsleistungen 
 Anmeldedaten, Abmeldedaten, Prüfungsrücktritte 
 Datum des Studienabschlusses 
 Datum der Aushändigung des Zeugnisses. 

b) Nachfolgende Dokumente werden in Papierform ge-
führt: 

 Masterarbeit 
 Zeugnis 
 Urkunde 
 Prüfungsarbeiten 
 Prüfungsprotokolle 
 Widersprüche und Zulassungsanträge 
 Atteste und Anerkennungsanträge. 

(2) Die Archivierung und insbesondere die Aufbewahrungs-
fristen richten sich nach der jeweils maßgeblichen Archivie-
rungsordnung. 

(3) Die Archivierung der nach Abs. 2 aufbewahrten Akten er-
folgt durch den Bereich Prüfungswesen. 
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§ 32 
Übergangsbestimmungen 

Diese Prüfungsordnung gilt für alle Studierenden, die im Win-
tersemester 2022/2023 im Masterstudiengang Development 
and Governance eingeschrieben sind. 
 
 
 

§ 33 
In-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

Diese Prüfungsordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Verkündungsanzeiger der Universität Duisburg- Es-
sen - Amtliche Mitteilungen in Kraft. 
 
Gleichzeitig tritt die Prüfungsordnung für den Masterstudien-
gang Development and Governance vom 04.04.2011 (Ver-
kündungsblatt Jg. 9, 2011 S. 157 / Nr. 29), zuletzt geändert 
durch die dritte Änderungsordnung vom 30.10.2019 (Ver-
kündungsblatt Jg. 17, 2019 S. 713 / Nr. 117), außer Kraft. 
 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fakultätsrats der 
Fakultät für Gesellschaftswissenschaften vom 07.12.2022. 
 
 
Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfah-
rens- oder Formvorschriften des Hochschulgesetzes oder des 
Ordnungs- oder des sonstigen autonomen Rechts der Hoch-
schule gegen diese Ordnung nach Ablauf eines Jahres seit ih-
rer Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 

1. die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht 
worden, 

2. das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschlie-
ßenden Gremiums vorher beanstandet, 

3. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hoch-
schule vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Man-
gel ergibt oder 

4. bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf 
die Rechtsfolge des Rügeausschlusses nicht hingewiesen 
worden. 

 
 
Duisburg und Essen, den 07. März 2023 
 

Für die Rektorin 
der Universität Duisburg-Essen  

Der Kanzler 
Jens Andreas Meinen 

 
 
 
 



Universität Bereinigte Sammlung der Satzungen Ziffer 8.83.6.ws22 
Duisburg-Essen und Ordnungen Seite  14 

Stand: März 2023 

Anlage 1: 

Studienplan für den Masterstudiengang Development and Governance 
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Modulabschluss 
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Development 

 
 
 

1/1 (P) 

 
 
 

10 

1 
Global Governance and De-
velopment 

5 1/2 (WP) Vorlesung 2 
 
 
 

keine 

 
Klausur 

1 Theories and Practices of De-
velopment 

5 1/2 (WP) Seminar 2 Referat Policy Brief 

2 Causes and Dynamics of Vio-
lent Conflict 

5 1/1 (P) Seminar 2 Referat Hausarbeit 

 
 
 

Governance 

 
 
 

1/1 (P) 

 
 
 

18 

1 Policy Analysis 6 1/1 (P) Seminar 2  
 
 

keine 

 Hausarbeit/Essay 

1 Public Administration 6 1/1 (P) Seminar 2 Referat Klausur oder Haus-
arbeit/Essay 

1 Democracy and Governance 6 1/1 (P) Seminar 2 Referat Klausur oder Haus-
arbeit/Essay 
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Comparative 
Area Studies 

 
 
 
 

1/2 (WP) 

 
 
 
 

10 

2 
Politics in the European Un-
ion 

5 2/3 (WP) Vorlesung 2 
 
 
 
 

keine 

 
 
 
 

Portfolio 

Portfolio 

oder oder 

2 African Politics 5 2/3 (WP) Vorlesung 2 Klausur 

oder oder 

2 Chinese Politics 5 2/3 (WP) Vorlesung 2 Klausur 

oder 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Area Speciali- 
zation 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1/2 (WP) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

10 

 
 

2 

Politics in the European Un-
ion 

5 1/1 (P) Vorlesung 2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

keine 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Portfolio 

 
 
 
 

Hausarbeit, Policy 
Brief, Essay, Klau-
sur oder Portfolio 
(zur Vorlesung) 

und 

Hausarbeit, Policy 
Brief, Essay oder 
Portfolio (zum Se- 
minar) 

European Development 
Policy in Context of the 
EU’s External Action 

 
5 

 
1/1 (P) 

 
Seminar 

 
2 

 oder 

 

2 

African Politics 5 1/1 (P) Vorlesung 2 

Africa’s Development – 
Challenges and Strategies 

5 1/1 (P) Seminar 2 

 Oder 

 

2 

Chinese Politics 5 1/1 (P) Vorlesung 2 

East Asian Development 
Strategies 

5 1/1 (P) Seminar 2 
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Research 
Practice 

 
 

1/1 

 
6 

 
1 

Research Logic and Aca-
demic Writing 

4 1/1 (P) POL 2 
  

Portfolio 

 
 

Masterarbeit 
Tutorial 2 1/1 Tutorium 2 

16 2 Masterarbeit  
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Anlage 2: Wesentliche Inhalte und Qualifikationsziele der Module 
Modul: Development 

Inhalte 

 Global Governance und Entwicklung 
 Theorien und Praktiken der Entwicklung 
 Ursachen und Dynamik gewaltsamer Konflikte 

Lern-/Kompetenzziele 

Studierende erwerben theoretisches Wissen, kritische Fähigkeiten und anwendungsbezogene Kenntnisse über nationa-
les und globales Regieren unter besonderer Beachtung von Entwicklungsfragen und des globalen Südens. 

 
Modul: Governance 

Inhalte 

 Regieren in Industriestaaten und Entwicklungsländern 
 Policy-Analyse 
 Öffentliche Verwaltung 
 Demokratie und Governance 

Lern/-Kompetenzziele 

Studierende erwerben Fähigkeiten zur wissenschaftlichen Analyse von Politics und Policy. Sie setzen ihre einschlägigen 
beruflichen Erfahrungen in Bezug zu wissenschaftlichen Konzepten und Theorien. Sie betrachten Steuerungsfragen nicht 
nur aus der Perspektive der Regierung und Verwaltung, sondern beziehen den politisch-institutionellen Kontext in Form 
von Fragen zu Verantwortlichkeit und Beteiligung ein. Die Studierenden entwickeln ein theoretisches und problemlösungs-
orientiertes Verständnis des Regierens in ihren Heimatländern. 

 
Modul: Comparative Area Studies 

Inhalte 

 Politik und Gesellschaft zwei ausgewählter Weltregionen (Afrika, Europa, China) 
 regionale Entwicklungs- und Governancemuster sowie Reaktionen auf globale Entwicklungen 

Lern-/Kompetenzziele 

Die Studierenden vertiefen ihre allgemeinen Kenntnisse über Governance und Entwicklung und wenden diese auf zwei von 
drei Weltregionen an. Sie kennen und verwenden regionenspezifische Theorien zur Analyse politischen und gesellschaftli-
chen Wandels. 
 
Modul: Area Specification 

Inhalte 

 Politik und Gesellschaft einer ausgewählten Weltregion (Afrika, Europa, China) 
 Entwicklungspolitik und -strategie der ausgewählten Weltregion 

Lern-/Kompetenzziele 

Die Studierenden vertiefen ihre allgemeinen Kenntnisse über Governance und Entwicklung und wenden diese auf eine von 
drei Weltregionen an. Sie kennen und verwenden regionenspezifische Theorien zur Analyse politischen und gesellschaftli-
chen Wandels. Die Studierenden erwerben vertiefte Kenntnisse regionaler Entwicklungspolitik. 

 
Modul: Research Practice 

Inhalte 

 Grundlagen des wissenschaftlichen Arbeitens und Schreibens 

 Abschlussarbeit 

Lern-/Kompetenzziele 

Studierende erwerben die Grundlagen des wissenschaftlichen Arbeitens und Schreibens.  
Sie können eine wissenschaftliche Abschlussarbeit verfassen. 


